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Vorwort

Wissenschaftler und Praktiker des öffentlichen Rechts in Europa sind Zeugen, ja
Akteure der Entfaltung eines öffentlichen Rechts im Zeichen der europäischen
Integration, das als das neue ius publicum europaeum bezeichnet sei. Dieses ius
publicum europaeum ist der öffentlichrechtliche Aspekt eines Rechtsraums, den
das Recht der Europäischen Union und das ihrer Mitgliedstaaten gemeinsam bil-
den, der sich jedoch aus weiteren Quellen speist und über deren Grenzen hinaus
wirkt. Es würde den europäischen Rechtsraum verkennen und ihm schaden, wollte
man sein Recht in einer „splendid isolation“ entwickeln, also just in jener Form
intellektueller Verengung, die manche Strömungen des öffentlichen Rechts man-
chen Nationalstaats kennzeichnet. Ein zukunftsfähiges Recht kennzeichnen seine
Strahlkraft ebenso wie seine Rezeptionsfähigkeit und -freudigkeit.
Die Qualität des ius publicum europaeum hängt davon ab, dass Wissenschaftler wie
Praktiker ein Verständnis für das Recht anderer Staaten entwickeln. Sie sollten auf
der Grundlage gemeinsamer Kenntnisse und Wertvorstellungen operieren. Sie soll-
ten in der Perspektive des europäischen Rechtsraums ihren jeweiligen öffentlich-
rechtlichen Acquis neu justieren und fortentwickeln. Rechtsvergleichung im Lichte
des europäischen Rechtsraums ist der Beruf der Zeit.
Die Rechtsvergleichung erschließt die gemeinsame Verfassungsüberlieferung der
Mitgliedstaaten und so eine Quelle des Unionsrechts. Das Prinzip der Loyalität ver-
langt die gegenseitige Berücksichtigung gerade öffentlichrechtlicher Rechtsmate-
rien. Die Verfassungsrechtsvergleichung ist ein Gebot des Art. 6 EU. Oft ist nur
mittels Rechtsvergleichung das Regelungsmodell eines europäischen Rechtsaktes
oder die Entscheidung eines europäischen Gerichts zu durchdringen und die ange-
stoßene Transformation des nationalen Rechts zu begreifen. Rechtsvergleichung
und Kenntnisse anderer Systeme des öffentlichen Rechts können den europäisch
wie zwischenstaatlich agierenden Beamten helfen, die Positionen der Kollegen zu
verstehen und die eigene Argumentationslinie anzureichern.
Ähnliches gilt für die sich intensivierende Begegnung von Rechtswissenschaftlern
im europäischen rechtswissenschaftlichen Raum, auf Tagungen, am Schreibtisch,
und zwar keineswegs allein bei „europabezogenen“ Themen. Es wird immer mehr
zum Standard guter rechtswissenschaftlicher Forschung, selbst eine rein innerstaat-
liche Fragestellung in einer europäischen Perspektive und aus fremden Lehren
schöpfend neu zu entfalten.
Ausländisches Recht ist fremd. Rechtsquellen und Rechtserkenntnisquellen sind
nicht leicht zu erschließen. Oft ist die Terminologie anders. Aufgrund der unter-
schiedlichen Entwicklungspfade können dieselben Worte bzw. ihre sprachlichen
Äquivalente divergierende Begriffe tragen. Diese sind nicht einfach zu ermitteln,
da Rechtsbegriffe ihren vollen Gehalt erst im Zusammenhang mit anderen Rechts-
begriffen und aus der praktischen Handhabung erhalten. Die Pluralität im europäi-
schen Rechtsraum im Allgemeinen sowie die in Art. 6 EU anerkannte expressive
Rolle der nationalen Verfassungsrechte im Besonderen verlangen, fremdes Recht
als fremdes zu akzeptieren und der Neigung entgegenzuwirken, sprachlichen Asso-
nanzen unbeschwert nachzugeben. Die Zeit ruft nach Texten, die über vorliegende
auslandsrechtskundliche und vergleichende Werke hinaus die Grundlagen anderer
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europäischer Rechtsordnungen, insbesondere prägende historische Erfahrungen,
Entwicklungsstufen, systematische Grundlagen, juristische und rechtswissenschaft-
liche Stile in der Perspektive des sich bildenden europäischen Rechtsraums er-
schließen.
Dies ist das Anliegen der ersten beiden Bände mit Blick auf ausgewählte staatliche
Verfassungsordnungen. Sie bilden den Auftakt des Handbuchs Ius Publicum Euro-
paeum zum öffentlichen Recht des europäischen Rechtsraums und seiner Wissen-
schaft. Der erste Band widmet sich den historischen Grundlagen und dogmatischen
Grundzügen des nationalen Verfassungsrechts, die er im Kontext des jeweiligen
politischen Systems entfaltet. Er ist im Zusammenhang mit dem zweiten Band zu
sehen, der die Öffnung der Verfassungsordnungen gegenüber Unionsrecht und
EMRK sowie die Wissenschaft des Verfassungsrechts behandelt.
Das Projekt verfolgt seine Ziele mit einer Kombination von rechtsvergleichenden
und mehr rechtsordnungsspezifischen Elementen. Die rechtsvergleichenden Eck-
punkte bilden der einheitliche Fragebogen, der allen Beiträgen zugrunde liegt
(abgedruckt im Anhang zu § 13), die Aufforderung an die Autoren, die Bedeutung
der Rechtsvergleichung für die behandelten Themen herauszustellen, sowie der
vergleichende Beitrag am Ende und der vergleichende Beitrag zu der verfassungs-
rechtlichen Terminologie in § 40.
Das Projekt bereitet hingegen nicht einzelne Rechtsinstitute rechtsvergleichend
auf. In diesem Stadium des europäischen öffentlichen Rechts geht es zumeist um
den Vergleich von Strukturen und nicht um das Lösen konkreter Streitigkeiten.
Hier liegt ein wesentlicher Unterschied zur Privatrechtsvergleichung im Kontext
des Kollisionsrechts. Gleichwohl kann der Band, nicht zuletzt dank seines Registers,
auch demjenigen nutzen, der sich mit einer speziellen Rechtsfrage befasst.
Dieses Projekt ist der Fritz Thyssen-Stiftung zutiefst verpflichtet. Sie hat die auf-
wändige und kostenträchtige Zusammenarbeit in der Form der Finanzierung einer
Tagung und von Übersetzungen nachdrücklich gefördert. Ohne ihre ebenso unbü-
rokratische wie substantielle Hilfe hätte dieser Band nicht in dieser Form verwirk-
licht werden können.
Walter Pauly stand mit an der Wiege dieses Projekts und hat dem durch die Bear-
beitung des § 27 Ausdruck verliehen. Unser Dank geht weiter an den C.F. Müller
Verlag für die Aufnahme in das Verlagsprogramm sowie an Frau Professor
Dr. Mahulena Hofmann, die das Projekt in der Frühphase koordinierte, und Frau
Dr. Diana Zacharias, in deren Händen die Endredaktion lag, und an alle, die die
Beiträge übersetzt und redigiert haben, in Heidelberg unter der Federführung von
Dr. Diana Zacharias an Dr. Jürgen Bast, Nicole Betz, Isabel Feichtner, Matthias
Goldmann, Leonie Guder, Stefan Häußler, Dr. Felix Hanschmann, Timo-Christian
Heger, Birgit Jacob, Daniel Klein, Dr. Karin Oellers-Frahm, Markus Rau, Michael
Roetting, Serigne Falilou Saw, Verena Schaller-Soltau, Angelika Schmidt, Fla-
minia Tacconi und Joseph Windsor, in München unter der Federführung von
Dr. Ferdinand Wollenschläger an Andreas Engel, Carla Henker, Fabian Kahlert,
Florian Leßniak, Nikolaus Plagemann und Sophia Schwemmer.
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